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dem oder am Wahltage stirbt oder sein Wahlrecht nach § 13 
verliert.

§40
Entscheidung des Wablvorstandes ;

Der Wahlvorstand entscheidet über die Gültigkeit der ab­
gegebenen Stimmen und über alle bei der Wahlhandlung und 
bei der Ermittlung des Wahlergebnisses sich ergebenden An­
stände. Der Kreiswahlausschuß hat das Recht der Nachprü­
fung.

§41
Feststellung des Wahlergebnisses 

im Wahlkreis
(1) Der Kreiswahlausschuß stellt fest, wieviel Stimmen im 

Wahlkreis für die einzelnen Kreiswahlvorschläge' und Lan­
deslisten abgegeben worden sind und welcher Bewerber als 
Wahlkreisabgeordneter gewählt ist.

(2) Der Kreiswahlleiter benachrichtigt den gewählten Wahl­
kreisabgeordneten und fordert ihn auf, binnen einer Woche 
schriftlich zu erklären, ob er die Wahl annimmt.

§42
Feststellung des Ergebnisses 

, der Landeslistenwahl
(X) Der Landeswahlausschuß stellt fest, wieviel Stimmen 

im Land für die einzelnen Landeslisten abgegeben worden 
sind.

(2) Der Bundeswahlausschuß stellt fest, wieviel Sitze auf 
die einzelnen Landeslisten entfallen und welche Bewerber 
gewählt sind.

(3) Der Landeswahlleiter benachrichtigt die Gewählten und 
fordert sie auf, binnen einer Woche schriftlich zu erklären, ob 
sie die Wahl annehmen.

S i e b e n t e r  A b s c h n i t t
Besondere Vorschriften 

für Nachwahlen und Wiederholungswahlen

§43
Nachwahl

(1) Eine Nachwahl findet statt,
1. wenn in einem Wahlkreis oder in einem Wahlbezirk die 

Wahl nicht durchgeführt worden ist,
2. wenn ein Wahlkreisbewerber nach der Zulassung des 

Kreiswahlvorschlages, aber noch vor der Wahl stirbt.
(2) Die Nachwahl soll im Falle des Absatzes 1 Nr. 1 späte­

stens drei Wochen, im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 spätestens 
sechs Wochen nach dem Tage der Hauptwahl stattfinden. Den 
Tag der Nachwahl bestimmt der Landeswahlleiter.

(3) Die Nachwahl findet nach denselben Vorschriften und 
auf denselben Grundlagen wie die Hauptwahl statt.

§44
Wiederholungswahl

(1) Wird im Wahlprüfungsverfahren eine Wahl ganz oder 
teilweise für ungültig erklärt, so ist sie nach Maßgabe der 
Entscheidung zu wiederholen.

(2) Die Wiederholungswahl findet nach denselben Vor­
schriften, denselben Wahlvörschlägen und, wenn seit der 
Hauptwahl noch nicht sechs Monate verflossen sind, auf 
Grund derselben Wählerverzeichnisse wig die Hauptwahl 
statt, soweit nicht die Entscheidung im Wahlprüfungsverfah­
ren hinsichtlich der Wahlvorschläge und Wählerverzeichnisse 
Abweichungen vorschreibt.

(3) Die Wiederholungswahl muß spätestens sechzig Tage 
nach Rechtskraft der Entscheidung stattfinden, durch die die 
Wahl für ungültig erklärt worden ist Ist die Wahl nur teil­
weise für ungültig erklärt worden, so unterbleibt die Wieder­
holungswahl, wenn feststeht, daß innerhalb von sechs Mo­
naten- ein neuer Deutscher Bundestag gewählt wird. Den Tag 
der Wiederholungswahl bestimmt der Landeswahlleiter, im 
Falle einer Wiederholungswahl für das ganze Wahlgebiet der 
Bundespräsident.

(4) Auf Grund der Wiederholungswahl wird -das Wahl­
ergebnis nach den Vorschriften des Sechsten Abschnitts neu 
festgestellt. § 41 Abs. 2 lind § 42 Abs. 3 gelten entsprechend.

A c h t e r  A b s c h n i t t
Erwerb nnd Verlost der Mitgliedschaft 

lm Deutschen Bundestag

§45
Erwerb der Mitgliedschaft 
lm Deutschen Bundestag

Ein gewählter Bewerber erwirbt die Mitgliedschaft im 
Deutschen Bundestag mit dem frist- und formgerechten Ein­
gang der auf die Benachrichtigung nach § 41 Äbs. 2 oder § 42 
Abs. 3 erfolgenden Annahmeerklärung beim zuständigen 
Wahlleiter, jedoch nicht vor Ablauf der Wahlperiode des letz­
ten Deutschen Bundestages und im Falle des § 44 Abs. 4 nicht 
vor Ausscheiden des nach dem ursprünglichen Wahlergebnis 
gewählten Abgeordneten. Gibt der Gewählte bis zum Ablauf 
der gesetzlichen Frist keine oder keine formgerechte Erklä­
rung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenom­
men. Eine Erklärung unter Vorbehalt gilt als Ablehnung. 
Annahme- und Ablehnungserklärung können nicht wider­
rufen werden.

§46
Verlust der Mitgliedschaft 
Im Deutschen Bundestag

(1) Ein Abgeordneter verliert die Mitgliedschaft im Deut­
schen Bundestag bei

1. Ungültigkeit des Erwerbs der Mitgliedschaft,
2. Neufeststellung des Wahlergebnisses,
3. Wegfall einer Voraussetzung seiner jederzeitigen Wähl­

barkeit,
4. Verzicht,
5. Feststellung der Verfassungswidrigkeit der Partei oder 

der Teilorganisation einer Partei, der er angehört, durch 
das Bundesverfassungsgericht nach Artikel 21 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes.

Verlustgründe nach anderen gesetzlichen Vorschriften blei­
ben unberührt.

(2) Bei Ungültigkeit seiner Wahl im Wahlkreis bleibt der 
Abgeordnete Mitglied des Deutschen Bundestages, wenn er 
zugleich auf einer. Landesliste gewählt war, aber nach § 6 
Abs. 4 Satz 3 unberücksichtigt geblieben ist.

(3) ; Der Verzicht ist nur wirksam, wenn er zur Nieder­
schrift des Präsidenten des Deutschen Bundestages, eines 
deutschen Notars, der seinen Sitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hat, oder eines zur Vornahme von Beurkundungen 
ermächtigten Bediensteten einer deutschen Auslandsvertre­
tung erklärt wird. Die notarielle oder bei einer Auslandsver­
tretung abgegebene Verzichtserklärung hat der Abgeordnete 
dem Bundestagspräsidenten zu übermitteln. Der Verzicht 
kann nicht widerrufen werden.

(4) Wird eine Partei oder die Teilorganisation einer Partei 
durch das Bundesverfassungsgericht nach Artikel 21 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes für verfassungswidrig erklärt, ver-


